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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE 

In der Sitzung vom 16. Januar 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit 
und Verteidigungspolitik die Genehmigung zur Ausarbeitung eines Initiativberichts gemäß 
Artikel 163 der Geschäftsordnung über den 4. Jahresbericht des Rates gemäß Nummer 8 der 
operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 
erhalten hat. 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und 
Verteidigungspolitik hatte in seiner Sitzung vom 21. Januar 2003 Karl von Wogau als 
Berichterstatter benannt. 

Der Ausschuss prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 29. April, 21. Mai, 
16. Juni und 17. Juni 2003. 

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag mit 27 Stimmen 
bei 1 Gegenstimme und 0 Enthaltungen an. 

Bei der Abstimmung waren anwesend: Elmar Brok, Vorsitzender; Armin Laschet in 
Vertretung des Berichterstatters; Ole Andreasen, Per-Arne Arvidsson, Alexandros Baltas, 
Bastiaan Belder, Bob van den Bos, Michael Cashman  (in Vertretung von Glyn Ford), John 
Walls Cushnahan, Véronique De Keyser, Michael Gahler, Jas Gawronski, Vitaliano Gemelli 
(in Vertretung von Gerardo Galeote Quecedo), Vasco Graça Moura (in Vertretung von José 
Pacheco Pereira), Nelly Maes (in Vertretung von Joost Lagendijk), Miguel Angel Martínez 
Martínez (in Vertretung von Rosa M. Díez González), Emilio Menéndez del Valle, Pasqualina 
Napoletano, Jacques F. Poos, Jannis Sakellariou, Ioannis Souladakis, Charles Tannock, Maj 
Britt Theorin (in Vertretung von Klaus Hänsch), Gary Titley (in Vertretung von Richard 
Howitt), Paavo Väyrynen, Joan Vallvé, Jan Marinus Wiersma und Matti Wuori.  

Der Bericht wurde am 19. Juni 2003 eingereicht. 
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ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

zum 4. Jahresbericht des Rates gemäß Nummer 8 der operativen Bestimmungen des 
Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren (2003/2010(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vierten Jahresberichts des Rates gemäß Nummer 8 der operativen 
Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 
(13779/2002) 1 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission über Europäische Verteidigung - Industrie- 
und Marktaspekte - vom 11.03.2003 (KOM (2003)113)2, 

– unter Hinweis auf Artikel 17 des Vertrages über die Europäische Union betreffend die 
rüstungspolitische Zusammenarbeit und Artikel 296 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft über die Wahrung der nationalen Sicherheitsinteressen,  

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 26. September 20023 zum Dritten 
Jahresbericht 2001 des Rates gemäß Nummer 8 der operativen Bestimmungen des 
Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren4, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. April 2003 über die neue europäische 
Sicherheits- und Verteidigungsarchitektur5, 

– unter Hinweis auf das OSZE-Dokument über Klein- und Leichtwaffen (angenommen auf 
der 308. Plenartagung des OSZE-Forums für Sicherheit und Zusammenarbeit, 
24. November 2000), 

– gestützt auf Artikel 163 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, 
Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik (A5-0244/2003), 

A. in der Erwägung, dass gerade in einem veränderten sicherheitspolitischen Umfeld mit 
großen regionalen Instabilitäten, scheiternden Staaten, Terrornetzwerken und organisierter 
Kriminalität, die Einhaltung strenger Waffenexportkontrollen von höchster Bedeutung ist, 

B. in der Erwägung, dass die EU ihrer größer gewordenen Verantwortung für Frieden und 
Sicherheit in Europa und weltweit durch weitere Initiativen zur Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung gerecht werden sollte, 

C. in der Erwägung, dass organisiertes Verbrechen und internationale Waffenschmuggler 
ihre illegalen Aktivitäten im Bereich von Kleinwaffen ausgebaut haben und Waffenhandel 
entlang von Routen betreiben, die gerade in der sich erweiternden EU auch durch das 

                                                           
1 ABl.  C 319E vom 19.12.2002, S. 1. 
2 Noch nicht im ABl. veröffentlicht. 
3 P5_TA(2002)0452. 
4 ABl. C 351 vom 11.12.2001, S.1. 
5 P5_TA(2003)0188. 
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Hoheitsgebiet der EU führen, jedoch auch durch die neuen Nachbarländer der erweiterten 
EU in den Ländern des westlichen Balkans, 

D. in der Erwägung, dass die größtmögliche Transparenz in diesem Bereich eine wesentliche 
Vorbedingung für die demokratische Verantwortlichkeit als beste Garantie für Frieden 
und Stabilität ist, 

E. in der Erwägung, dass der EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren das umfassendste 
internationale System zur Kontrolle von Waffenausfuhren und ein Schritt nach vorn auf 
dem Weg zu einer konsistenten und kohärenten Waffenexportpolitik der EU ist und dass 
durch die in dem Kodex vorgesehenen Mitteilungs- und Konsultationsverfahren und den 
fortgesetzten Meinungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten diese zunehmend zu 
Transparenz, Dialog und Konvergenz auf dem Gebiet der Ausfuhr konventioneller Waffen 
beitragen, 

F. in der Erwägung, dass trotz des Fortschritts bezüglich der Berichterstattung und der 
Verfahrensweisen Waffen (und ihre Bestandteile) aus der EU anscheinend weiterhin in 
Regionen der Welt geliefert werden, in denen zweifellos gegen die Kriterien des EU-
Verhaltenskodex verstoßen wird,  

G. in der Überzeugung, dass es für die Bekämpfung des unerlaubten Waffenhandels und die 
wirksame Unterbindung von Waffenlieferungen an ungeeignete Endverwender 
unverzichtbar ist, dass die Endverbraucher von Waffenausfuhren, die lizenzierte Fertigung 
und die Waffenvermittlung einer wirksameren Kontrolle unterzogen werden, 

H. in der Erwägung, dass gerade im Zuge der Entwicklung einer europäischen 
Rüstungsindustrie und einer gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik auch die 
Waffenexportpolitik der EU stärker vergemeinschaftet werden muss, 

I. in der Erwägung, dass seine Entschließung vom 10. April 2003 zur neuen europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungsarchitektur – Prioritäten und Schwachstellen1 die 
Schaffung einer künftigen Agentur für Rüstung und Forschung fordert, die mit der 
Koordinierung der Waffenexportpolitik der EU betraut werden könnte, 

J. in der Erwägung, dass es im Zuge der bevorstehenden Erweiterung der EU besonders 
wichtig ist, dass auch die neuen Beitrittsländer Jahresberichte über ihre 
Waffenausfuhrpolitik ausarbeiten, die Kontrolle ihrer Waffenexporte verbessern sowie die 
Einhaltung grundlegender Normen bei ebendiesen gewährleisten; in der Überzeugung, 
dass die Mitgliedstaaten der EU diesen Prozess nicht nur aktiv unterstützen, sondern auch 
mit positivem Beispiel hinsichtlich der strikten Einhaltung des Verhaltenskodex 
vorangehen sollten, 

K. in der Überzeugung, dass eine weitere Harmonisierung der Waffenexportpolitik der EU-
Mitgliedstaaten ein wichtiger Beitrag zur Ausgestaltung der ESVP wäre und auch zu einer 
stärkeren gemeinsamen außenpolitischen Sichtweise der Mitgliedstaaten beitragen würde, 

L. in der Überzeugung, dass die Rüstungsexportpolitik der EU die Kohärenz des 

                                                           
1 P5_TA(2003)0188. 
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außenpolitischen Vorgehens der Gemeinschaft gewährleisten muss, einschließlich ihrer 
Ziele in den Bereichen Krisenvermeidung, Bekämpfung der Armut und Förderung der 
Menschenrechte, 

1. vertritt die Auffassung, dass gerade im Kampf gegen den internationalen Terrorismus im 
Sinne von Konfliktprävention und regionaler Stabilisierung sowie der Achtung der 
Menschenrechte einer klaren und wirksamen gemeinsamen Waffenexportpolitik eine 
wichtige Bedeutung zukommt; 

2. begrüßt deshalb die im 4. Jahresbericht über die Umsetzung des Verhaltenskodex 
genannten Fortschritte, insbesondere das in Anlage I veröffentlichte Kompendium über 
die zwischen den Mitgliedstaaten vereinbarten Verfahrensweisen und die in Anlage II 
beigefügte Matrix über die Zahl und den Wert der erteilten Exportgenehmigungen sowie 
den Wert der Waffenausfuhren; 

3. wünscht sich trotz der erzielten Fortschritte bei der Angleichung der statistischen Daten 
eine Ausweitung der Angaben zu der Art der gelieferten Waffen, deren Quantität, dem 
Gesamtwert der Ausfuhren, der Anzahl der verweigerten Lizenzen inklusive der Gründe 
für ihre Verweigerung sowie genauere Informationen über das Bestimmungsland und die 
Endverwender, um durch solch vollständigere und harmonisiertere Angaben mehr 
Transparenz zu erreichen; 

4. hält eine einheitliche EU-Regelung für die Kontrolle der Vermittlungstätigkeit für Waffen 
für wesentlich und begrüßt daher den jüngsten Beschluss der Mitgliedstaaten, möglichst 
bald einen entsprechenden gemeinsamen Standpunkt zu verabschieden, und fordert 
insbesondere diejenigen, die dies noch nicht getan haben, auf, die bereits beschlossenen 
Leitlinien in nationales Recht umzusetzen; 

5. wiederholt seine Auffassung, dass für die Vermittlungstätigkeit von Waffentransaktionen 
ein Register und ein Genehmigungssystem eingeführt werden sollte, das für EU-Bürger 
und Unternehmen auch extraterritorial gelten sollte; 

6. begrüßt die Einigung der Mitgliedstaaten auf Mindestangaben für ein Endbestimmungs-
zertifikat, hält allerdings auch die Einrichtung eines Systems der Prüfung und 
Überwachung nach der Ausfuhr mit der Möglichkeit der Verhängung von Strafen für 
notwendig; 

7. fordert deshalb die Mitgliedstaaten auf, die Möglichkeit der Errichtung eines 
gemeinsamen EU-Überwachungssystems zu prüfen und empfiehlt, dabei auch das Modell 
einer europäischen Waffenexportkontrollagentur zu erwägen; 

8. appelliert an die Kandidatenländer und besonders an die Beitrittsländer, ihre nationale 
Gesetzgebung und vor allem Praxis zum Waffenexport auf der Grundlage des Kodex zu 
verschärfen, über diese Praxis gemäß Anhang I und II des 4. Berichts zu berichten, und 
fordert alle derzeitigen Mitgliedstaaten und die Beitrittsländer auf, nationale 
Jahresberichte für das Kalenderjahr 2003 und für jedes nachfolgende Kalenderjahr 
zusammenzustellen und zu veröffentlichen; 

9. ist der Auffassung, dass auch die neuen Nachbarländer der erweiterten EU und die 
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Länder, mit denen die EU ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen geschlossen 
hat oder dies beabsichtigt, ersucht werden sollten, den EU-Verhaltenskodex einzuhalten; 

10. begrüßt die französische Initiative, einen Vorschlag für einen „Internationalen Kodex für 
Transparenz und Verantwortlichkeiten bei Waffentransfers“ vorzulegen, basierend auf 
dem Modell des EU-Kodex, und bedauert, dass auf dem G8-Gipfel vom Juni 2003 in 
Evian in Anbetracht der fehlenden amerikanischen und russischen Unterstützung keine 
Fortschritte erzielt werden konnten; 

11. hält eine solche internationale Initiative für dringend geboten, nicht zuletzt angesichts der 
jüngsten Erkenntnisse hinsichtlich der Bewaffnung des Irak; 

12. unterstützt nachdrücklich die Absicht der Kommission, einen Vorschlag für eine 
Gemeinschaftsverordnung vorzulegen, die ein Exportverbot für all jene Güter vorsehen 
soll, die zur Folter verwendet werden, und die strikte Kontrollen für solche Güter 
vorschreibt, die für die interne Repression eingesetzt werden könnten; 

13. wiederholt seine Forderung nach Rechtsverbindlichkeit und vollständiger Harmonisierung 
der Waffenexportpolitik der Mitgliedstaaten als mittelfristiges Ziel, und ermutigt die 
Mitgliedstaaten, Fortschritte in diesem Sinn zu machen; 

14. ist der Ansicht, dass Waffenexporte in Länder, in denen ein bewaffneter Konflikt herrscht, 
grundsätzlich verboten werden sollten; 

15. empfiehlt bis dahin folgende Zwischenschritte: 

 (a) umfassende Präkonsultationen zwischen den Mitgliedstaaten, wenn es um den 
Transfer in krisensensible Regionen geht; 

 (b) umfassende Multilateralisierung des Konsultationsprozesses bei Genehmigungs- und 
Ablehnungsentscheidungen, wobei sich die Mitgliedstaaten zunächst verpflichten, alle 
anderen Mitgliedstaaten über Inhalt und Ergebnis jedweder Konsultation, an der sie 
beteiligt sind, zu informieren; 

 (c) gemeinsame Definition des achten Kriteriums über die Vereinbarkeit von 
Waffenexporten mit dem sozio-ökonomischen Entwicklungsstand der 
Empfängerländer als wichtigen Beitrag zu mehr Krisenprävention und nachhaltiger 
Entwicklung in sozial schwach entwickelten Ländern; 

 (d) Einbeziehung aller Grundsätze, Kriterien und operativen Bestimmungen des 
Verhaltenskodex in nationales Recht, wobei davon ausgegangen wird, dass dies nicht 
das Recht der Mitgliedstaaten, restriktivere nationale Politiken durchzuführen, berührt; 

16. fordert, dass angesichts der Entstehung eines gemeinsamen europäischen Marktes für 
Rüstungsgüter Kontrollen bei der Verbringung von Rüstungsgütern innerhalb der 
Europäischen Union schrittweise abgebaut werden, da es sich hierbei um demokratische 
und rechtsstaatliche Länder handelt, die in einem immer engeren Bündnis miteinander 
verbunden sind; 

17. erwartet bei den Exportkontrollen gegenüber Drittstaaten besondere Aufmerksamkeit bei 
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Produkten, die sowohl zivil als auch militärisch Verwendung finden können, ebenso bei 
Ersatzteilen und Produkten, die zur elektronischen Kriegsführung geeignet sind 
(Cyberwar); 

18. fordert die Mitgliedstaaten auf einzuräumen, dass der EU-Kodex auch für die 
Genehmigung von Gütern gilt, die zum Einbau in ein teil- oder fertigmontiertes 
Waffensystem durch das Einfuhrland für den späteren Export in ein Drittland bestimmt 
sind; 

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission  sowie 
den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten und der Drittstaaten, die sich zur 
Einhaltung der Grundsätze des EU-Verhaltenskodexes bereit erklärt haben, zu 
übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 
 
I. Einleitung 
 
Mit dem am 8. Juni 1998 angenommenen Verhaltenskodex der EU für Waffenausfuhren 
wurden Mindeststandards für die Erteilung von Exportgenehmigungen konventioneller 
Rüstungsgüter durch die Mitgliedstaaten gesetzt.  
 
Durch die in dem Kodex vorgesehenen Mitteilungs- und Konsultationsverfahren und dem 
regelmäßigen Meinungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten in der Ratsarbeitsgruppe 
"COARM" tragen diese zunehmend zu Transparenz, Dialog und Konvergenz auf dem Gebiet 
der Ausfuhr konventioneller Waffen bei. 
 
Bereits in seiner Entschließung zum 3. Jahresbericht hat das Europäische Parlament die 
Fortschritte bei der Umsetzung des Verhaltenskodexes positiv kommentiert. 
 
Die Vorlage und Diskussion des 4. Jahresberichtes fällt zeitlich in ein politisches Umfeld, in 
dem einerseits immer stärker der Zusammenhang von regionalen Instabilitäten, "failing 
states", organisiertem Verbrechen und internationalem Terrorismus deutlich wird, und in dem 
andererseits die sich erweiternde EU bemüht, im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) gemeinsame Anstrengungen für eine europäische Rüstungs- und 
Beschaffungspolitik  zu unternehmen. Beides hat Konsequenzen für eine europäische 
Waffenexportpolitik: 
 
- Zwischen den Mitgliedstaaten muss in der Perspektive eines künftigen gemeinsamen 

Rüstungsmarktes der innergemeinschaftliche Export erleichtert werden; 
 
- Umgekehrt muss gegenüber Drittstaaten die Ausfuhrpolitik der EU schrittweise 

harmonisiert werden, was auch zu einer stärkeren gemeinsamen außenpolitischen 
Sichtweise der Mitgliedstaaten beitragen würde. 

 
Nach wie vor hat deshalb die Forderung des EP nach Rechtsverbindlichkeit des Kodex 
Gültigkeit. 
 
Gerade im Kampf gegen den internationalen Terrorismus im Sinne von 
Konfliktprävention und regionaler Stabilisierung kommt einer klaren, gemeinsamen 
Waffenexportpolitik eine wichtige Bedeutung zu. Besonderer Aufmerksamkeit muss 
auch der Einbeziehung der Kandidatenländer in den Informationsaustausch - und 
Konsultationsprozess des Verhaltenskodes geschenkt werden - ein Punkt, auf den das 
EP zwar schon in seinem letzten Bericht hingewiesen hat, der jedoch mit dem 
bevorstehenden Beitritt besondere Brisanz erhält; denn immer noch stellen viele 
Länder Ost- und Mitteleuropas einen bedeutenden Umschlagplatz für den Export 
konventioneller Waffen dar. 
 
 
 
 

II. Bilanz des vierten Jahres der Anwendung des Kodexes  
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1) Harmonisierung der nationalen Berichte 
 
Der Jahresbericht basiert auf den nationalen Berichten der Mitgliedstaaten, die nach 
wie vor unterschiedlich hinsichtlich des Berichtsumfangs als auch der 
Vergleichbarkeit der Daten sind. 
 
Die Mitgliedstaaten kamen überein, in ihren Berichten die Anzahl und den Wert der 
erteilten Ausfuhrgenehmigungen sowie den Wert der tatsächlichen Ausfuhren zu 
nennen, aufgeschlüsselt nach Empfängerländer. Außerdem sollten die Daten der 
Ausfuhrverweigerungen aufgezählt werden. 
 
Liest man die dem 4. Jahresbericht erstmals angefügte Matrix im Anhang II, dann 
wird deutlich, dass die Bereitschaft zur vollständigen Transparenz bei einigen 
Mitgliedstaaten deutliche Grenzen hat. Während die Daten von Ausfuhren in die USA 
sowie innerhalb der EU fast vollständig angegeben sind, fehlt ein derartiger 
Informationsaustausch für Exporte nach Afrika oder Zentralasien. Die ausführlichsten 
Zahlenangaben liefert Belgien gefolgt von Österreich, Deutschland und bis zu einem 
gewissen Maß Italien und das Vereinigte Königreich. Griechenland liefert dagegen 
fast keine Daten, die Berichte von Irland, Portugal und teilweise Spanien sind wenig 
aussagekräftig. 
 
Die zweitgrößte Zahl von Ausfuhrgenehmigungen nach dem innergemeinschaftlichen 
Handel betraf die Balkanländer, Russland, die Ukraine, und die Kaukasusregion. 
Ausfuhrverweigerungen, unter Transparenzgesichtspunkten die interessanteste 
Information, werden in den veröffentlichten nationalen Berichten nicht im Einzelnen 
aufgeführt. Die Gesamtzahl der 45 Konsultationen zwischen den Mitgliedstaaten 
erscheint angesichts der 465 Verweigerungen und der mehr als 25.000 erteilten 
Genehmigungen immer noch gering. 
 
2) Waffenvermittlung 
 
Die Mitgliedstaaten beraten derzeit den Entwurf eines gemeinsamen Standpunktes 
betreffend die Kontrolle der Vermittlungstätigkeit der Waffen (arms brokerage). Zwar 
haben sich die Mitgliedstaaten bereits auf eine Reihe von Leitlinien für die Kontrolle 
der Waffenvermittlung geeinigt, was vom Europäischen Parlament in seinem dritten 
Jahresbericht gewürdigt wurde. Angesichts des Umstandes, dass nur sechs EU-Staaten 
über eine nationale Gesetzgebung in diesem Bereich verfügen (Belgien, Deutschland, 
Luxemburg, Niederlande, Schweden, Vereinigtes Königreich) ist eine einheitliche EU-
Regelung dringend geboten. 
 
Der Zusammenhang zwischen Waffenströme (arms pipelines) und Terrorismus ist 
offensichtlich. Besonders am Beispiel Afrikas konnte ein eindeutiger Zusammenhang 
zwischen der Vermittlung konventioneller Waffen und den bewaffneten Konflikten in 
Angola, Sierra Leone, Ruanda und der Demokratische Republik Kongo festgestellt 
werden.  
 
Die EU hatte sich bereits auf der UN-Konferenz über den illegalen Handel von 
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Kleinwaffen im Juli 2001 für ein starkes, international rechtlich-verbindliches 
Instrument für die Waffenvermittlung eingesetzt. Dieses Engagement gilt es jetzt EU-
intern umzusetzen. Dahinter steht der Grundsatz des Verhaltenskodex, dass kein 
Transfer von Waffen genehmigt werden darf, wenn dadurch Menschenrechte, 
regionale Stabilität oder nachhaltige Entwicklung gefährdet würden. 
 
Deshalb sollte für die Vermittlungstätigkeit von Waffentransaktionen ein Register - 
und ein Genehmigungssystem eingeführt werden. Dieses müsste auch extraterritorial 
anwendbar sein, etwa wie dies in der US-Gesetzgebung vorgesehen ist. 
 
3) Endverwendererklärungen 
 
Einen wichtigen Fortschritt stellt die Einigung der Mitgliedsstaaten auf einen 
gemeinsamen Kern von Angaben, die ein Endbestimmungszertifikat enthalten sollte. 
Danach werden eine Reihe von Mindestangaben gefordert, etwa Angaben zum 
Exporteur und zum Endverbraucher, zum Entbestimmungsland, zur Art der Ausfuhren 
sowie zur Menge und zum Wert der Güter sowie eine Endverwenderklausel. 
Zusätzliche Angaben können die Mitgliedstaaten gemäß ihrer nationalen 
Gesetzgebung verlangen; etwa ein allgemeines Wiederausfuhrverbot oder eine 
Verpflichtung, dass die Güter nicht für die Entwicklung, die Herstellung oder den 
Einsatz von chemischen, biologischen oder atomaren Waffen oder von Raketen, die 
solche Waffen transportieren können, verwendet werden. 
 
Wichtig ist für die Endverwenderkontrollen jedoch nicht nur das, möglichst 
fälschungssichere, System von Endverwendungszertifizierung und -dokumentation, 
sondern auch die Einrichtung eines Systems der Prüfung und Überwachung nach der 
Ausfuhr mit der Möglichkeit der Verhängung von Strafen (delivery verifaction and 
post-export monitoring regime). 
 
Da ein solches Monitoring-System die Fähigkeiten kleiner Staaten übersteigen kann, 
sollten die Mitgliedstaaten ernsthaft die Möglichkeit der Errichtung eines 
gemeinsamen EU-Überwachungssystems prüfen. 
 
Eine europäische Waffenexportkontrollagentur könnte ein sinnvolles Pendant zur 
geplanten Rüstungsagentur im Produktions- und Beschaffungsbereich sein. 
 
 
4) Dialog mit Kandidatenländern und Drittstaaten 
 
Das EP hatte bereits in seinem Kommentar zum 3. Jahresbericht auf die notwendige 
Vertiefung des Dialogs zwischen der EU und den Kandidatenländern verwiesen. 
Verweigerungsmitteilungen sollten auch den Beitrittsländern zugeleitet werden, 
außerdem sollte die EU die nationalen Berichte über Waffenausfuhren mit den 
Beitrittsländern austauschen, die ihrerseits die nationalen Rechtsvorschriften für eine 
ordnungsgemäße Umsetzung des Kodex erlassen sollten. 
 
Inzwischen finden regelmäßige ad-hoc Expertentreffen zwischen allen Mitgliedstaaten 
und den assoziierten Ländern statt. Die Kandidatenländer werden über die 
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Präsidentschaft über verweigerte Ausfuhrgenehmigungen informiert und zwar mit 
folgenden Angaben: Bestimmungsland, Kurzbeschreibung der Güter und ihre 
Einstufung in der Militärgüterliste, Klassifizierung der Endverwender sowie Gründe 
für die Verweigerung der Genehmigung. 
 
Mittel -und Osteuropa stellte in der Vergangenheit eine wichtige Ausgangsregion und 
Transitroute für den Waffenhandel dar. Länder wie Bulgarien, die Tschechische 
Republik, Ungarn, Polen, Rumänien, die Slowakei und Slowenien verfügen über ein 
erhebliches Potential zur Produktion leichter und auch schwerer Waffen (Tschechien, 
Ungarn), verfügen teilweise über große Waffenüberschüsse, die nicht vernichtet 
wurden (Bulgarien), oder stellen aufgrund ihrer geographischen Lage eine bevorzugte 
Transitregion für den Waffen- und Drogenhandel dar (Slowenien). 
 
Alle Kandidatenländer sind inzwischen dabei, den Forderungen des Kodex zu 
entsprechen, allerdings fehlt es an der gesetzlichen Implementierung. Es ist deshalb 
dringend geboten, dass diese Länder ihre Gesetzgebung und Praxis zur 
Waffenexportkontrolle verschärfen und erste nationale Jahresberichte veröffentlichen. 
Ab Mai 2003 werden Vertreter der neuen Beitrittsländer an den Arbeitsgruppen des 
Rates als Beobachter teilnehmen, was auch ihre stärkere Einbindung in den 
Konsultationsprozess der COARM-Gruppe erwarten lässt. 
 
Zu begrüßen ist die angekündigte französische Initiative, auf dem kommenden G8-
Gipfel im Juni 2003 in Evian einen Vorschlag für einen Internationalen "Code on 
Transparency and Responsibilities for Arms Transfers" vorzulegen, basierend auf dem 
Modell und den Erfahrungen des EU-Kodes. Sollten die G8-Staaten diese Initiative 
aufgreifen, wäre dies ein wichtiger Beitrag zur Schaffung von mehr Stabilität in 
internationalen Krisengebieten. 
 
5) Ausfuhrkontrolle von nichtmilitärischen Gütern für Sicherheits- und 

Polizeizwecke 
 
Die Kommission hat in der Gruppe "COARM" ihre Absicht angekündigt, vor Ende 
2003 einen Vorschlag für eine Gemeinschaftsverordnung vorzulegen, die ein Verbot 
aller ausschließlich zur Folter verwendeten Güter beinhalten soll sowie strikte 
Kontrollen für all jene Güter vorschreibt, die für die interne Repression eingesetzt 
werden können. 
 
 

III. Empfehlungen für mehr Transparenz und striktere Waffenexportkontrollen 
 
 1) Mehr Transparenz 
 

Der Jahresbericht ist bislang das einzige multilaterale Instrument europäischer 
Waffenexportkontrolle. Gerade die Einbeziehung der neuen Beitrittsländer in den 
Berichtsprozess könnte Anlass sein, das Informationspotential künftiger Jahresberichte 
qualitativ zu erhöhen.  

 
Während bislang im Anhang II des Jahresberichts je nach Mitgliedsland jeweils nur 
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drei Informationen gegeben werden, nämlich die Anzahl der erteilten Genehmigungen, 
der Wert der Genehmigung und der Wert der Waffenausfuhren, sollten künftig 
folgende Angaben hinzugefügt werden: 

 
 - die Art der Waffen (z.B. Hubschrauber oder Maschinengewehr) 
 - die Quantität (z.B. wie viele Gewehre o.ä. wurden geliefert) 
 - der Gesamtwert der Ausfuhr 
 - Angaben zum Endverwender 
 

Mit solch vollständigeren und harmonisierteren Angaben wäre der Jahresbericht ein 
wertvolles Instrument erhöhter Transparenz - auch im Kampf gegen Terrorismus und 
organisiertem Verbrechen. 

 
 2)  Striktere Kontrollen 
 

Eine einheitliche Waffenexportpolitik der EU-Mitgliedstaaten könnte ein wesentlicher 
Beitrag für Konfliktprävention und pro-aktivem Krisenmanagement der EU sein. 
 
Jenseits der Länderlisten, für die Waffenembargos gelten1, sollten sich die 
Mitgliedstaaten auf eine gemeinsame Liste von Ländern verständigen (countries of 
concern), für die "vermutlich" keine Exportgenehmigungen ('presumption of denial') 
erteilt werden, es sein denn, es können legitime Sicherheitsinteressen des Landes 
nachgewiesen werden (dies könnte z.B. Bestimmungsländer wie Indonesien, Indien, 
Pakistan, Israel, Saudi-Arabien, etc. betreffen.) 

  
 
IV. Empfohlene Schritte zu mehr Harmonisierung und Rechtsverbindlichkeit 
 

Die vom Parlament wiederholt geforderter Rechtsverbindlichkeit des Kodex und 
vollständige Harmonisierung der Waffenexportpolitik der EU-Mitgliedstaaten kann 
sicherlich nur mittelfristig und auch nur schrittweise erreicht werden. Auf dem Wege 
dorthin könnten jedoch wesentliche Verbesserungen und einzelne Etappen ins Auge 
gefasst werden: 
 
(1) Die Mitgliedstaaten sollten sich stärker untereinander austauschen, bevor es zu 
 Ablehnungsentscheidungen kommt. 
 
 Die Entscheidung über den Transfer bzw. die Verweigerung des Transfers 

militärischer Ausrüstung bleibt im Ermessen eines jeden Mitgliedstaats. Allerdings 
ist eine positive Tendenz der Präkonsultation zwischen Mitgliedstaaten zu 
beobachten, wenn es um den Transfer in krisensensible Regionen geht, etwa nach 
Indien/Pakistan oder Israel. 

 
Ein solcher Meinungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten würde auch die 
gemeinsame Analysekapazität der Mitgliedstaaten im Rahmen der GASP stärken 
und ist deshalb im Hinblick auf die Entwicklung gemeinsamer Positionen 
unbedingt zu unterstützen. Hierzu würde auch eine stärkere Zusammenarbeit 
zwischen der COARM-Gruppe und den verschiedenen regionalen Arbeitsgruppen 
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des Rates beitragen. 
 
2) Während bislang der Informations- und Konsultationsaustausch nur bilateral 

verläuft, nur gesteuert über den jeweiligen Ratsvorsitz, wäre eine 
Multilateralisierung des Konsultationsprozesses bei Genehmigungs- bzw.  
Ablehnungsentscheidungen ein wichtiger Schritt in Richtung Harmonisierung. 

 
3) Ein weiterer wichtiger Schritt in Richtung einer rechtlichen Verankerung des 

Kodex wäre die gemeinsame Definition des achten Kriteriums über die 
Vereinbarkeit von Waffenexporten mit der technischen und wirtschaftlichen 
Kapazität des Empfängerlandes. Damit soll erreicht werden, dass durch zu große 
Waffenimporte nicht die soziale und wirtschaftliche Entwicklung eines Landes 
gefährdet wird. 

 
Einige Mitgliedstaaten drängen in jüngster Zeit auf eine solche Interpretation, die 
sicherlich ein wichtiger Beitrag zu mehr Krisenprävention und nachhaltiger 
Entwicklung vor allem gegenüber sozial schwach entwickelten Ländern wäre. 

 
4) Als weiteren Zwischenschritt in Richtung Rechtsverbindlichkeit könnte das 

Europäische Parlament den Mitgliedstaaten empfehlen, den Verhaltenskodex in 
nationales Recht umzusetzen, so wie dies Belgien bereits getan hat. 

 
Besonders unter dem Gesichtspunkt der außenpolitischen Grundorientierungen der 
EU wie Menschenrechte, Konfliktprävention und nachhaltige Entwicklung kommt 
einem strikten Waffenexportkontrollregime auf europäischer und internationaler 
Ebene große Bedeutung zu. Auch mit Blick auf den Kampf gegen den Terrorismus 
und auf die Lehren, die aus der Bewaffnung des Irak zu Beginn der 90er Jahre zu 
ziehen sind, kann das Europäische Parlament die Mitgliedstaaten und die künftigen 
Beitrittsländer nur ermutigen, ihre Waffenexportpolitik so eng wie möglich an den 
Kriterien des EU-Waffenkodexes zu orientieren. 

 
 

                                                 
1 Länderlisten für Waffenembargos 
- EU:  Bosnien-Herzegowina, Burma, China, Demokratische Republik Kongo, (ehemaliges  

Zaire), Irak, Liberia, Libyen, Sierra Leone, Somalia, Sudan, Simbabwe 
    
- UN-Sicherheitsrat:  Afghanistan (nur Taliban-kontrollierte Gebiete), Angola, Armenien, Aserbeidschan, 

Irak, Liberia, Ruanda, Sierra Leone, Somalia 
 
- OSZE:                   Armenien und Aserbeidschan 
 
 
 


